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Errichtung und Sicherung schutzwürdiger Teile von Natur und Landschaft 
mit gesamtstaatlich repräsentativer Bedeutung: 

Gefährdung des Projekts „Mündungsgebiet der Ahr“ (Rheinland-Pfalz) 
durch wasserwirtschaftliche Maßnahmen 


Der Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
- 625 - 0022 - hat mit Schreiben vom 24. Juli 1985 die Kleine 
Anfrage namens der Bundesregierung wie folgt beantwortet: 

Vorbemerkung 

In den Jahren 1979 bis 1981 stellte der Bundesminister für Ernäh- 
rung, Landwirtschaft und Forsten dem Landkreis Ahrweiler als 
Träger des Projekts „Mündungsgebiet der Ahr"' insgesamt 
396200 DM Bundesmittel der Förderung „Errichtung und Siche- 
rung schutzwürdiger Teile von Natur und Landschaft mit gesamt- 
staatlich repräsentativer Bedeutung"' zur Verfügung. Mit diesen 
Geldern zuzüghch einer Eigenleistung des Trägers in Höhe von 
44 020 DM wurden Privatgrundstücke angekauft, die durch die 
Hochwasser und das freie Mäandrieren der Ahr vom Abspülen 
bedroht waren. 

Voraussetzung für die Förderung war die gesamtstaatliche Reprä- 
sentanz dieses Naturbereichs, Die Ahr besitzt als einziger von 
42 Nebenflüssen des Rheins noch ein weitgehend naturnahes 
Mündungsgebiet mit einer Laufstrecke, die den Charakter eines 
Wildflusses aufweist. Kennzeichnende Merkmale sind freie Verla- 
gerung des Stromstrichs, Auf Schotterung und Erosion von Inseln 
im Gewässerbett, vielfältige Pioniervegetation und unterschied- 
liche Besiedlungsstadien mit Stauden-, Gras- und Gehölzbestän- 
den. In Gang gehalten wird das Geschehen zum einen durch die 
Hochwasser der Ahr, zum anderen durch die weit ins Mündungs- 



Drucksache 1 0/3698 


Deutscher Bundestag - 10. Wahlperiode 


gebiet zurückstauenden Hochwasser des Rheins. Alle übrigen 
Nebenflußeinmündungen des Rheins sind demgegenüber durch 
wasserbauliche Maßnahmen festgelegt worden und erlauben 
keine weiteren flußdynamischen Vorgänge mehr. Das dürfte in 
gleicher Weise auch für die Flußgebiete von Ems, Weser und Elbe 
gelten. Damit gewinnt die Ahrmündung nationale Bedeutung. 

Ausschlaggebend für die Förderung des Grunderwerbs war wei- 
terhin, daß die Durchführung von Maßnahmen am Wasserlauf der 
Ahr befürchtet werden mußten, die zu einer Festlegung des 
Gewässerbettes und damit zum Ausschalten des freien Spiels der 
Kräfte geführt hätte. 

Ziel der Förderung war es, diese Gefährdungen auszuschließen 
und die Voraussetzungen für die dauerhafte Erhaltung der weit- 
gehend naturnahen Verhältnisse zu sichern. 


1. Welche Konsequenzen wird die Bundesregierung ergreifen im Fall, 
daß die anstehende Entscheidung der Fachbehörden des Landes 
Rheinland-Pfalz die Wiederherstellung des vorherigen Zustandes 
mit den entsprechenden wasserbaulichen Maßnahmen festsetzt; 
wird sie insbesondere die Rückzahlung der gewährten Zuschüsse 
einfordern? 


Die Bundesregierung wird die von den Fachbehörden des Landes 
Rheinland-Pfalz noch zu bestimmenden Maßnahmen im Mün- 
dungsgebiet der Ahr hinsichtlich ihrer Auswirkungen auf die mit 
der Förderung verbundene Zielsetzung überprüfen. Dabei geht 
die Bundesregierung davon aus, daß nur solche Maßnahmen 
ergriffen werden, die mit den Zielen dieses Förderprojektes ver- 
einbar sind. 


2. Ist die Zerstörung des Brückensteges und des Leinpfades durch das 
Hochwasser Ende 1984 nach Auffassung der Bundesregierung als 
singuläres Ereignis zu bewerten oder gibt es Anhaltspunkte für die 
Befürchtung, daß sich eine solche Zerstörung in kurzen Abständen 
wiederholen könnte? 

Die durch die Hochwässer des letzten Winters entstandenen Schä- 
den sind erstmalig seit Ausbau dieser Strecke 1855 bis 1885 einge- 
treten. Der Vorgang kann sich unter gleichen Bedingungen wie- 
derholen, wenn bei einer Wiederherstellung des im Naturschutz- 
gebiet liegenden Leinpfades und des Brückensteges keine geeig- 
neten Sicherungsmaßnahmen am rechten Ahrufer durchgeführt 
werden. 


3. Ist der Bundesregierung bekannt, in welchem Ausmaß im Wasser- 
einzugsgebiet der Ahr in jüngster Zeit Maßnahmen durchgeführt 
worden sind, die zu einer Beschleunigung des Abflusses von Nieder- 
schlagswasser und in der Folge zu einer Veränderung des Fluß- 
regimes mit schärferen Hochwasserspitzen führen? 
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4. Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um im Interesse der 
Erhaltung des Mündungsgebietes der Ahr im Sinne der Förderungs- 
ziele eine solche maßnahmebedingte Gefährdung des Schutz- 
gebietes gegebenenfalls wieder zu beseitigen? 


Die Durchführung von Maßnahmen im Wassereinzugsgebiet der 
Ahr fällt in die alleinige Zuständigkeit der Fachbehörden des 
Landes Rheinland-Pfalz. Nach Meinung des Landes Rheinland- 
Pfalz wurden im Wassereinzugsgebiet der Ahr in jüngster Zeit 
keine Maßnahmen durchgeführt, die zu einer merklichen 
Beschleunigung des Abflusses von Niederschlagswasser und in 
der Folge zu einer Veränderung des Flußregimes mit schärferen 
Hochwasserspitzen führen. 


5. Ist es richtig, daß die Wasser- und Schiffahrtsdirektion Süd in Mainz 
als Bundesbehörde Regulierungsmaßnahmen im Mündungsgebiet 
der Ahr fordert, begründet mit dem Hinweis auf die Verpflichtung 
zur Sicherung der Rheinschiffahrt? 

Die Wasser- und Schiffahrtsdirektion Südwest in Mainz hat keine 
Regulierungsmaßnahmen, sondern die Erhaltung des Rheinufers 
gefordert und darauf hingewiesen, daß es baldmöglichst instand- 
zusetzen ist. Sie hat sich dabei auf § 5 der Rechtsverordnung vom 
23. Juni 1981 über das Naturschutzgebiet berufen und auf § 8 des 
Bundeswasserstraßengesetzes vom 2. April 1968 verwiesen; sie 
nimmt auch Bezug auf § 38 des Bundesnaturschutzgesetzes. 

Das Rheinufer einschließlich der unmittelbaren Mündung der Ahr 
in den Rhein und der Fluß in diesem Abschnitt sind in den Jahren 
1855 bis 1885 ausgebaut worden, um die vorher bestehenden 
großen Schwierigkeiten bei der Unterhaltung des Rheins und die 
damit verbundenen Beeinträchtigungen der Schiffahrt zu vermei- 
den. Letzteres ist durch die damaligen Baumaßnahmen und die 
strömungsgerechte Einführung der Ahr in den Rhein gelungen. 
Um dies auch für die Zukunft sicherzustellen, ist die Erhaltung der 
Anlagen erforderlich. 


6. Welche Sachverhalte der gegenwärtigen Situation oder der abseh- 
baren künftigen Entwicklung (s. Frage 2) stellen nach Auffassung 
der Bundesregierung eine Gefährdung der Rheinschiffahrt dar, 
welche Sicherungs- und Unterhaltungsmaßnahmen hält die Wasser- 
und Schiffahrtsdirektion derzeit und prospektiv für erforderlich, und 
wie würden diese sich auf die Realisierung der für die Förderung 
durch Bundesmittel maßgeblichen Erhaltungsziele für das 
Mündungsgebiet der Ahr auswirken? 


Eine Zerstörung des Rheinufers und das ungeregelte Eintreiben 
von Geschiebe in den Rhein, d. h. in die Schiffahrtsrinne, stellen 
eine unmittelbare Gefährdung der Rheinschiffahrt dar und kön- 
nen diese beeinträchtigen. Sie sind durch die vorbeschriebene 
notwendige Erhaltung des Ufers zu vermeiden. Diese Maßnah- 
men haben keinen anderen Einfluß auf das Naturschutzgebiet, als 
die Anlagen bisher auch schon hatten. 
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7. Liegen zu Maßnahmen im Sinne der Frage 6 bereits konkrete Pläne 
oder Vorplanungen vor? 


Da die Schäden am Rheinufer bisher auf dessen Rückseite im 
Zuständigkeitsbereich des Landes (Wasserwirtschaftsverwaltung) 
eingetreten sind, hat diese auch die Vorbereitung der Schadens- 
beseitigung übernommen. Die Planung der Sicherungsmaßnah- 
men ist in Vorbereitung, liegt aber der Landesregierung von 
Rheinland-Pfalz noch nicht vor. 
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